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Beilage zu Nr . S8S der Karlsruher Zeitung .
Donnerstag , 3 . Dezember 1885 .

Badischer Landtag .
Z Karlsruhe , 1 . Dez . 10 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Vorsitze de - Präsidenten
Lamey .

Am Regierungstisch : Staatsminister Turban , Mi¬
nisterialdirektor Geheimerath Eisenlohr , Ministerialrath
Fr . Wielandt .

Ausführlicher Bericht über die Berathung des Gesetz¬
entwurfs betr . die Auflösung der Stadtgemeinde Mühl¬
burg und deren Bereinigung mit der Stadtgemeinde Karls¬
ruhe (abgedruckt in der letzten Nummer dieses Blattes ) .

Abg . Schneider : Das Hohe Haus möge ihm , al -
Abgeordneten des Wahlbezirks , dem Mühlburg zugehöre ,
gestatten , mit wenigen Worten den Gesetzentwurf zu be-
fitrworten . In erster Reihe seien eS die ungünstigen Ge¬
markungsverhältnisse von Karlsruhe gewesen , welche den¬
selben veranlaßt hätten . Gleich vor den Thoren der Stadt
beginne die fremde Gemarkung . Schon im Jahre 1864
sei die Stadt genöthigt gewesen, das Terrain , auf welchem
jetzt ein Theil des Vierordts - BadeS und der Stadtgarten
stehe, von einer fremden Gemeinde sich abtreten zu lassen.
Im Laufe der Jahre seien dann noch mehrmals Stücke
fremder Gemarkungen gewonnen worden . Am unzuträg¬
lichsten hätten sich allmählich die Verhältnisse in den gegen
Mühlburg hin liegenden Theilen der Stadt gestaltet . Hier
seien Straßen , von welchen die eine Seite auf Karls¬
ruher , die andere auf Mühlburger Gemarkung lägen . Die
Handhabung der für Octroi , Straßenreinigung , Kanali¬
sation u . s . w . geltenden Bestimmungen stoße in jenen
Stadttheilen unter diesen Verhältnissen natürlich auf die
größten Schwierigkeiten . Ein weiterer Mißstand für Karls¬
ruhe sei darin zu erblicken, daß viele der dort befindlichen
Häuser non Karlsruher Bauunternehmern aufgeführt seien,
die ihre Steuern infolge dessen zu einem großen Theil
nach Mühlburg entrichteten , während sie Wohnsitz und
geschäftliche Niederlassung in Karlsruhe hätten . Auf der
andern Seite werde Mühlburg bei einer Vereinigung
mit Karlsruhe , was die Höhe der Gemeindesteuern
betreffe , wesentlich gewinnen und es entgehe einer weitern
Steigerung der Umlagen , die bei der fortschreitenden
Ausdehnung von Karlsruhe nicht ausbleiben könnte .
Für Karlsruhe habe die Vereinigung nur eine kaum
wahrnehmbare Erhöhung der Abgabelast zur Folge . Da
eine Abtretung des bis zu dem sogenannten Schwimmschul -
Wege reichenden Terrains bei der ohnehin verhältnißmäßig
geringen Ausdehnung der Mühlburger Gemarkung als
nicht thunlich erschienen sei , hätten die Vertreter beider
Gemeinden sich einstimmig für eine vollständige Bereinigung
erklärt . Was den vorgelegten Gesetzentwurf betreffe , so
sei ein Punkt in demselben nicht erwähnt , nämlich die
Wirkung , welche die Vereinigung auf die Abgrenzung der
Landtags - Wahlbezirke ausüben werde . Die Kommission
fei der Ansicht gewesen, daß eine gesetzliche Regelung dieser
Frage erforderlich sei . Wenn — was kaum zu vermeiden
sein werde — Mühlburg dem städtischen Wahlbezirk zu-
getheilt würde , erhebe sich die Frage , ob nicht der Moment
gekommen sei, bei den größeren Städten überhaupt eine
Vermehrung der Abgeordnetenzahl eintreten zu lassen .
Seit der Geltung des Wahlgesetzes habe sich die Bevölke¬
rung des gesummten Landes um 50 Prozent vermehrt ,
Karlsruhe und Mannheim hätten an Einwohnerzahl sich
weit mehr als verdoppelt und ähnlich lägen die Verhält¬
nisse bei Freiburg . Er behalte sich vor , wenn diese An¬
gelegenheit eingehender besprochen werde , weiteres statisti¬
sches Material beizubringen .

Abg . Hoffmann : In Mühlburg bestehe eine Bürger¬
und eine Einwohnergemeinde . Die Zahl der Bürger sei
ziemlich gering , sie betrage nur ungefähr 400 . Es sei
deßhalb die Frage aufgetaucht , ob überhaupt in der vor¬
liegenden Angelegenheit der Bürgerausschuß als genügen¬
der Vertreter der gesammten Gemeinde zu betrachten sei .
Er sei nun in der Lage , aus eigener Erfahrung die Mit¬
theilung machen zu können , daß in allen Kreisen der Be¬
völkerung die beabsichtigte Vereinigung sympathisch begrüßt
werde . Was die aus der Vereinigung zu erhoffenden
Vortheile betrifft , schließt Redner sich den Ausführungen
des Abg . Schneider an .

Abg . v . Feder : Ueber die Frage der Zweckmäßigkeit
der Vereinigung würden keine Differenzen entstehen . Er
halte sie gleichfalls für geboten und gebe für seine Person
gerne zu diesem Bunde seinen Segen . Mehr als die von
dem Abg . Schneider angeregte Frage habe ihn eine andere
berührt , die gleichfalls im Gesetzentwurf nicht erwähnt sei .
Wenn man auch die Vorlage nach der politischen Seite als
ausreichend betrachten wolle , könne man dies von den wich¬
tigen rechtspolizeilichen Beziehungen , welche die Vereini¬
gung mit sich bringe , nicht zugeben . Er wolle nicht , daß
die Vereinigung eine Quelle von Zweifeln , Streitfragen
oder gar von Prozessen werde . Die Gemeinden übten
einen Theil der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus , indem
sie die Grund - und Pfa > dbücher zu führen hätten . Der
allgemeinen gesetzlichen Bestimmung entsprechend sei nun
in Mühlburg die Haftbarkeit für etwaige Fehler , die bei
der Führung dieser Bücher gemacht würden , in der Weise
konstruirt , daß die einzelnen Mitglieder des Gemeinderaths
hafteten , während in Karlsruhe diese Haftbarkeit auf der
Stadtgemeinde selbst laste . In Uebereinstimmung mit der
von Bürgermeister Schnetzler in seiner Denkschrift nieder¬
gelegten Ansicht sei er der Meinung , daß die Stadt
Karlsruhe nicht für Fehler hasten werde , welche gemacht
worden seien , so lange Mühlburg noch eine selbständige

Gemeinde gewesen sei. Jedenfalls sei aber die Frage
eine zweifelhafte und er würde es für angemessen erach¬
ten , wenn eine bezügliche Bestimmung in dem Gesetze
Aufnahme fände . Zweifelhaft sei ferner die Frage , von
welchem Datum an gewisse Pfandeinträge , die vor dem
1 . Januar 1886 in die Bücher einer der beiden Ge¬
meinden gemacht worden seien, ihre Wirkung auch auf die
im Gebiete der andern Gemarkung gelegenen Grundstücke
erstreckten. Er könne in dieser Beziehung sowohl die Be¬
hauptung austreten , daß die Wirksamkeit erst mit dem
Tage der Vereinigung eintrete , wie daß sie als schon mit
dem Tage der ersten Eintrags eingetreten zu betrachten
sei . Er richte an die Vertreter der Regierung die Frage ,
ob man diese Umstände einer Prüfung unterzogen habe ,
bezw . ob man nicht eine Bestimmung hierüber in das
Gesetz einschalten wolle .

Abg . Kern : Er sei , was die Frage der Nothwendig -
keit der Vereinigung betreffe, mit seinen Vorrednern voll¬
ständig einverstanden . Er hätte das Wort nicht ergriffen ,
wenn er nicht einige Bemerkungen sür erforderlich hielte
über die Wirkung , welche die Vereinigung auf die Ab¬
grenzung der Wahlbezirke ausüben werde . Er theile in
dieser Beziehung nicht die Ansicht Schnetzler '- , welcher
glaube , daß ein besonderes Gesetz nöthig sei , um Mühl¬
burg dem städtischen Wahlbezirke einzuverleiben . Ebenso
sei er auch mit der Auffassung der Kommission nicht ein¬
verstanden . Die Wahlordnung enthalte keine Spur von
einer Rücksichtnahme auf Gemarkungsgrenzen . Man habe
bei derselben nur an Amtsbezirke und Gemeinden gedacht .
Es sei ein Unterschied , ob eine Gemeinde aufgelöst und
mit einer andern vereinigt werde , oder ob sie einem andern
Bezirks amte zugetheilt werde . Durch letztere Maßregel
könne eine Aenderung in den Wahlbezirken nicht erfolgen .
Der Grund liege darin , daß die Gemeinde als selbstän¬
dige Gemeinde und selbständiger Wahlort bestehen bleibe
und daß nur eine Verordnung nöthig sei, um eine Aende¬
rung in der Amtsbezirks -Eintheilung herbeizuführen . Im
vorliegenden Falle handle er sich um die vollständige Auf¬
lösung einer Gemeinde und es sei das zu einer Aenderung
der Wahlbezirke erforderliche Gesetz vorhanden . Eine be¬
sondere gesetzliche Bestimmung , welche Mühlburg dem 35 .
Wahlbezirk zuweise , sei daher nicht nöthig . Außerdem
könne ein derartiges Gesetz unter den vorliegenden Ver¬
hältnissen doch nur ganz dasselbe bestimmen , was schon die
Wohlordnung enthalte . Die von dem Abg . v . Feder an¬
geregten Fragen seien seines Erachtens sehr der Erwägung
würdig . Was die Haftbarkeit sür Fehler betreffe , welche
bei Führung der Grund - und Pfandbücher vorgekommen
seien , so glaube er auch , daß dem die Vereinigung auS -
sprechenden Gesetze rückwirkende Kraft nicht zukomme . WaS
weiter die Konkurrenz der richterlichen Pfandrechte anbe¬
lange , so sei dies eine bestrittene und kitzliche Frage . Er
halte es auch für gerathen , hier eine gesetzliche Lösung
eintreten zu lassen.

Die von dem Redner weiter berührte Frage , ob er
nicht an der Zeit sei , für die größeren Städte eine Ver¬
mehrung der Abgeordnetenzahl eintreten zu lassen , wird
von dem Präsidenten als gegenstandslos bezeichnet .
Redner erklärt darauf , er behalte sich feine Ausführungen
vor für den Fall , daß ein solches Gesetz vorgelegt werde .

Abg . Kiefer : Die Kommission habe sich mit der
Frage der Wahlbezirks -Eintheilung und damit im Zusam¬
menhang mit der Frage , ob den größern Städten nicht
eine weitere Zahl von Abgeordneten zu Theil werden
sollte, befaßt , weil die Regierungsvorlage dieses Gebiet
gleichfalls behandelt habe . Um auf die Frage der Nütz¬
lichkeit und Nothwendigkeit der Vereinigung MühlburgS
mit Karlsruhe zu gelangen , so habe Niemand eine Ein¬
wendung dagegen geltend gemacht. Der Schritt sei ein
durchaus gebotener . Was die von dem Abg . v . Feder
berührte Frage der aus der Grund - und Pfandbuch -
Führung etwa sich ergebenden Haftbarkeit betreffe , so sei
dieselbe durch das badische Oberlandesgericht und das
Reichsgericht bereits entschieden und es sei deshalb eine
besondere gesetzliche Regelung nicht erforderlich . Die Frage
der Konkurrenz mehrerer Pfandrechte sei mit Recht in der
Kommission nicht erörtert worden . Es gälten hierüber die
allgemeinen durch die R . - Civ .- Pr . -O . ergänzten landrecht¬
lichen Bestimmungen , die hinreichend die Frage regelten .
Ohne alle Gefahr könne man diese , wie der Vorredner
erklärt habe , kitzliche Frage der richterlichen Entscheidung
nach Lage der bestehenden Gesetzgebung überlassen .

Die Regierungsvorlage spreche sich betreffs der künfti¬
gen Gestaltung der durch die Vereinigung berührten
Wahlbezirke dahin aus , daß Mühlburg kraft Gesetzes ein
Bestandtheil des städtischen Wahlbezirks werde . In der
Kommission sei man eher geneigt gewesen, der gegenthei -
ligen Ansicht sich zuzuwenden , die auch in der Schrift des
Bürgermeisters Schnetzler vertreten sei . Letzterer stütze
sich allerdings hauptsächlich darauf , daß die gegentheilige
Meinung dahin führen würde , daß die Wahlbezirks - Ein¬
theilung gesetzlich gar nicht fixirt sei , da die Grenzen der
Amtsbezirke und Gemeindegemarkungen auf dem Wege der
Verordnung bezw . durch Verfügung des Staatsministe¬
riums zu bestimmen seien. Redner sehe das Hauptargu¬
ment dieser Ansicht darin , daß das Gesetz vom 16 . April
1870 eine territoriale Begrenzung und Feststellung der
Wahlbezirks - Eintheilung vollzogen habe , welche sortbestehe ,
bis die Gesetzgebung sie in einem die Erneuerung dieses
Wahldistrikts bezweckenden Spezialgesetze abändere uud die

! nicht berührt werde durch eine auf sonstigen Rücksichten

beruhende Grenzverschiebung . Gar kein Zweifel könne
hierüber sein bei Aenderungen in der Abgrenzung der
Amtsbezirke , dagegen könnten allerdings im vorliegenden
Falle , wo eS sich um die Aufhebung einer bisher selbstän¬
digen Gemeinde und ihre völlige Verschmelzung mit einer
andern , für sich einen eigenen Landtags -Wahlbezirk bil¬
denden Gemeinde handle , Zweifel auftauchen . Die Kom¬
mission habe eS daher für zweckmäßig befunden , die
Erlassung einer besonderen gesetzlichen Bestimmung in An¬
regung zu bringen . Es sei dieser Weg einer verwaltungs -
gerichtlichen Entscheidung vorzuziehen . Von diesem formal
rechtlichen Gesichtspunkte aus sei die Kommission auch auf
die Frage gekommen, ob es nicht angezeigt wäre , die Zahl
der Abgeordneten der größeren Städte zu erhöhen . Jeden¬
falls werde dem Landbezirke Karlsruhe ein so bedeutendes
Stück entnommen , daß eine Rektifizirung der von der Ver¬
änderung betroffenen Wahlbezirke ins Auge zu fassen sei.
Man überlasse , da eS sich im vorliegenden Falle zunächst
nur um den formalen Gesichtspunkt handle , die Initiative
der Regierung . Jedenfalls sei es aber zweckmäßig, wenn
man die Frage diskutire , damit diese Initiative herbeige¬
führt werde .

Ministerialdirektor Geh . Rath Eisenlohr : Die Auf¬
fassung , von welcher die Regierung bezüglich der Frage
ausgehe , welchem Landtags - Wahlbezirke Mühlburg nach
der Vereinigung mit Karlsruhe zugehören werde , sei am
Schluffe der Begründung zu dem Gesetzentwürfe ausge¬
sprochen . Die Ansicht der Regierung gehe dahin , daß
Mühlburg durch die Vereinigung kraft Gesetzes ein Be¬
standtheil des 35 . Wahlbezirks werde . Es komme hier
nicht auf die Frage an , ob die Regierung befugt sei , auf
dem Wege der Verordnung eine Aenderung der Wahl¬
bezirke vorzunehmen . Man habe in dieser Beziehung immer
daran festgehalten , daß durch Zutheilung einer Gemeinde
zu einem andern Amtsbezirke deren Zugehörigkeit zu einem
Landtags - Wahlbezirke nicht berührt werde , weil die Re¬
gierung sich nicht für befugt erachtet habe, durch einseitige
Verfügung die gesetzlich geordnete Eintheilung der Wahl¬
bezirke zu ändern . Eine andere Frage sei es , ob durch
Verschiebung der Gemarkungsgrenzen eine solche Aende¬
rung nicht eintreten könne. Bis jetzt sei diese Frage
immer bejaht worden . Niemand habe daran gezweifelt ,
daß die losgetrennten Theile auch bezüglich des Wahl¬
bezirks einen Bestandtheil des neuen Gemeindebezirks
bildeten . So sei eS gewesen, als Theile der Gemarkung
Beiertheim zu Karlsruhe , der Gemeinde Durlach zu
Grötzingen gekommen seien. Die Wahlordnung beruhe
auf dem Grundsätze , daß gemeindeweise gewählt werde ,
Jeder solle in der Gemeinde wahlberechtigt sein , in der
er wohne . Ausdrücklich sage die Wahlordnung , daß jede
Gemeinde einen Wahldistrikt für sich bilde, sofern sie nur
200 Einwohner habe . Wenn nun dar Gesetz sage , Mühl¬
burg höre auf , als selbständige Gemeinde zu existiren ,
und sei fortan ein Bestandtheil von Karlsruhe , so scheine
der Regierung nicht der mindeste Zweifel darüber zu be¬
stehen , daß ein Gesetz , welches in der angeregten Rich¬
tung erlassen würde , nur etwas selbstverständliches sagen
könnte , oder — was mit den Grundsätzen der Wahlord¬
nung in direktem Widerspruch stände — aussprechen müßte ,
Mühlburg solle, trotz dessen , daß es aufgehört habe , als
Gemeinde zu existiren, fortfahren , selbständig zum Land¬
tage zu wählen . Was weiter die Behauptung betreffe ,
die Einwohnerzahl von Karlsruhe werde durch Zutheilung
von Mühlburg in solchem Grade wachsen, daß eine Ver¬
mehrung der von der Stadt zu wählenden Abgeordneten
nöthig falle , so sei ein stärkeres Anwachsen der Bevölke¬
rung bereits früher hier und auch in andern Städten
eingetreten . Auch bezüglich des Landbezirks sei eine
Aenderung nicht nöthig , da derselbe immer noch 30,000
Einwohner umfasse . Die von dem Abg . v . Feder auf¬
geworfenen Fragen seien schon genügend beantwortet . Da
Veränderungen der Gemarkungsgrenzen öfters vorkämen ,
träten diese Fragen nicht zum erstenmale auf , und man
könne die Entscheidung etwaiger Streitigkeiten füglich dem
Gerichte überlassen .

Der Präsident verliest einen von dem Abg . Fieser u .
Gen . gestellten Antrag , der dahin lautet : Das Hohe Haus
möge zu Protokoll erklären , daß die Frage , ob durch
das vorliegende Gesetz der 36 . Wahlbezirk eine Aenderung
erfahren habe , nur durch ein besonderes Gesetz geregelt
werden könne.

Der Abg . v . Feder hebt nochmals die Nothwendigkeit
hervor , daß die von ihm angeregten Fragen durch gesetz¬
liche Bestimmung geordnet würden . Die Verhältnisse des
vorliegenden Falles seien dadurch von ganz besonderer
Bedeutung , daß zwei große Gemeinden , die in vielseitigen
wechselweisen Beziehungen ständen, vereinigt würden . Es
genüge ihm übrigens , die Sache in Anregung gebracht zu
haben .

Ministerialrath Wielandt : Wenn der Abg . v . Feder
wünsche , daß den durch die Einführung des vorliegenden
Gesetzes über die Zeit der Wirksamkeit von Pfandeinträgen
etwa entstehenden Streitigkeiten durch Aufnahme eines
besondern Paragraphen vorgebeugt werde, so habe er hier¬
gegen zu bemerken , daß ganz dieselbe Frage bei jeder
neuen Gemarkungsänderung wieder auftauchen werde .
Wenn man daher überhaupt es für nothwendig halte , der¬
artige Streitigkeiten auf dem Wege der Gesetzgebung aus
der Welt zu schaffen, dann habe dies nicht durch eine in
den vorliegenden Entwurf aufzunehmende Zusatzbestimmung



zu geschehen, sondern man müsse ein besonderes Gesetz
erlassen .

Dar Hau» geht hierauf zur Spezialdiskussion über.
§ 1 und 2 des Gesetzes werden mit Stimmeneinheit

unverändert angenommen.
Mit Bezug auf die weitern Paragraphen bemerkt der

Präsident , daß die Kommission nachstehende Fassung in
Vorschlag bringe :

8 3. Bis zur nächsten regelmäßigen Erneuerungswahl
des Stadtraths von Karlsruhe treten zu der ortsstatutarisch
festgesetzten Anzahl von Mitgliedern desselben zwei vom
Gemeinderath von Mühlburg erwählte Mitglieder desselben
als vollberechtigte Mitglieder hinzu.

Z 4. Abs . 1 wie der Regierungsentwurf und Abs . 2
zu streichen.

8 5 soll lauten : Im Falle des nach dem 1 . Januar
1886 eintretenden Abganges einer der im 8 3 oder 4 be-
zeichneten Personen wählt der Bürgerausschuß der Stadt
Karlsruhe den Ersatzmann aus der Zahl der derzeitigen
Mitglieder des Gemeinderaths bezw . des Bürgerausschusses
der Stadt Mühlburg .

8 6 soll lauten wie der Regierungsentwurf im 8 5.
Der Berichterstatter Abg . Kiefer begründet die vorge-

schlagen « Aenderung , indem er darauf hinweist , daß für
die nächste Zeit in Folge der Vereinigung eine erhöhte
Inanspruchnahme der aus dem Gemeinderath Mühlburg
übergetretenen Stadträthe nöthig fallen werde. ES sei
deshalb zweckmäßiger , wenn man diejenigen Personen, die
dieses Opfer zu bringen hätten, nicht durch Gesetz bestimme,
sondern es einer Wahl überlasse , die geeigneten Persönlich¬
keiten zu bezeichnen. Außerdem beabsichtige dem Verneh¬
men nach der dermalige Bürgermeister von Mühlburg , in
ein neues, mit der ihm hier zugedachten Funktion nicht
vereinbarliches Gemeindeamt einzutreten. Die Großh .
Regierung sei mit den vorgeschlagenen Aenderungen ein¬
verstanden.

Es werden hierauf auch diese Paragraphen in der von
dem Berichterstatter vorgeschlagenen Aenderung einstimmig
angenommen.

Nunmehr ergreift der Abg . Fieser das Wort zur Be¬
gründung des von ihm eingebrachten Antrags : Es handle
sich um die für das Haus wichtige Frage , ob Landtags-
Wahlbezirke stillschweigend verkürzt werden könnten oder
nicht . Sein Antrag gehe nicht dahin, daß das Haus sich
bezüglich der vorliegenden Falles ausspreche , sondern es
solle festgestellt werden , daß eine gelegentliche und still¬
schweigende Erledigung nicht statthast sei . Das Gesetz
vom Jahre 1870 habe die Regelung der Wahlbezirke zu
einer ausdrücklichen gesetzlichen Aufgabe gemacht . Er sei,
was den speziell vorliegenden Fall anbelangt, auch damit
einverstanden, daß Mühlburg in Zukunft zum Wahlbezirk
Karlsruhe gehören solle , allein eine ganz andere Frage
sei , wie sich dann der Wahlbezirk zusammensetze , dem
Mühlburg vorher angehört habe. Wenn man Mühlburg
einfach dort herausnehme, sei ein Rumpf übrig , der nicht
mehr der 36. Wahlbezirk sei . Diese Frage sei ge¬
setzlich dann nicht geregelt . Eine solche Regelung erscheine
aber erforderlich, da das Gesetz vom Jahre 1870 einen ganz
andern Sinn erhalten habe. Er halte es deßhalb für
durchaus geboten , daß das Haus über diese Frage , die
mit seiner Konstituirung zusammenfalle und von großem
praktischem Interesse sei, sich ausspreche .

Staatsminister Turban : Er glaube, daß daS Hohe
HauS, wenn es den eben mitgetheilten Antrag annähme,
einer irrigen Ansicht folgen würde. Wie Geheimerath
Eisenlohr vorhin in überzeugender Weise dargestellt habe ,
werde von dem Augenblick an, wo Mühlburg aufgehört
habe, zu existiren , der Wahlbezirk Karlsruhe aus der seit¬
herigen Stadt Karlsruhe und Mühlburg bestehen, wäh¬
rend den 36 . Wahlbezirk die sämmtlichen diesem bisher
zugetheilten Gemeinden außer Mühlburg bilden würden.
Wollte man aber auch ein besonderes Gesetz erlassen,
dann könne dasselbe, da Mühlburg in Karlsruhe aufgehe ,
keinen anderen Wortlaut haben , wie die jetzt bestehenden
bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes vom 16 . April
1870 . Vorhin sei schon darauf hingewiesen worden, daß

ein erhebliches Bedürfniß nicht bestehe , den 36 . Wahlbe¬
zirk zu ergänzen, weil er immer noch eine nicht unbe¬
deutende Zahl von Einwohnern in sich schließe. Schon
im Jahre 1870 sei man davon ausgegangen, daß etwa
25- bis 30,000 Seelen einen Wahlbezirk bilden sollten .
Abgesehen davon, daß eine haarscharfe und mathematische
Abgrenzung an sich schon ausgeschlossen sei , weise er dar¬
auf hin , daß der 36 . Wahlbezirk auch nach dem Ausfälle
von Mühlburg immer noch ungefähr 30,000 Seelen ent¬
halten werde.

ES sei ja richtig, daß die vorliegende Frage für das
HauS bedeutungsvoll sei , aber auch sonst würden nicht
selten Gesetzesänderungen beschlossen, deren Folgen auch
das HauS selbst mittelbar berührten , und dieses wirke in
Ausübung seiner gesetzgeberischen Funktion ja selbst dabei
mit. Es sei hier aber auch gar kein innerer materieller
Grund vorhanden, Zweifel in die bestehende Gesetzgebung
hereinzutragen. Eine alte Auslegungsregel sage, daß man,
wo der Wortlaut klar sei und einen guten Sinn gebe,
nicht aus andern Erwägungen Zweifel herleiten solle.
Hier sei die Sache so klar wie nur möglich. ES wäre
ein reines Unding, wenn man die Städte Karlsruhe und
Mühlburg in einem wichtigen politischen Gebiete getrennt
halten wollte , nachdem man das Bedürfniß empfunden
habe, dieselben vollständig mit einander zu verschmelzen.
Er bitte deshalb das Hohe Haus, von der vorgeschlagenen
protokollarischen Erklärung abzustehen ; die Regierung könne
nicht anders , als an der vorgetragenen Ansicht festhalten
und müsse ganz andere Gründe vernehmen, um die ge¬
wünschte besondere Gesetzesvorlage zu machen .

Abg . Kern : Er habe sich in seinen Ausführungen auf
den Boden der Regierung gestellt und sei durch die Er¬
klärung, welche dieselbe im Hause abgegeben habe, in sei¬
ner Auffassung nur noch bestärkt worden. Der Abg . Fieser
sei damit einverstanden, daß nach Erlassung des Gesetzes
Mühlburg ohne Zweifel einen Bestandtheil des Wahlbezirks
Karlsruhe -Stadt bilden werde. Bedenken erregte in ihm
nur der als Rumpf übrigbleibende 36 . Wahlbezirk. Allein
ein neues Gesetz würde ganz denselben Wortlaut haben
müssen wie das alte, und wenn man bei Ausscheiden eines
Ortes aus einem Wahlbezirk immer ein besonderes Gesetz
für nöthig erachte , dann komme man zu der Konsequenz ,
daß auch dann, wenn eine Gemeinde durch Ueberschwem-
mung, Brand oder einen sonstigen Unglücksfall verschwinde ,
der Wahlbezirk, dem sie angehört habe , durch gesetzliche
Bestimmung wieder festgestellt werden müßte.

Der Abg . v . Feder unterstützt den Antrag des Abg .
Fieser . Sachlich sei man mit der Regierung einverstanden ,
Mühlburg und Karlsruhe müßten einen Wahlbezirk bil¬
den . Allein die Frage sei hier eine andere. Er könne
nicht zugeben, daß für die politische Wahldistrikts-Eintheilung
die bei sonstigen Aenderungen zu berücksichtigenden sozialen
Momente maßgebend seien.

Der Abg . Frech wendet sich gegen den Abg . Fieser.
Er führt aus , daß Letzterer nichts Anderes erreichen wolle ,
als was die Regierung beabsichtige . Sein Antrag habe
deshalb keinen Zweck.

Der Präsident gibt einen eventuellen Antrag der Abg.
Kiefer und Gen . bekannt , wonach die Regierung gebeten
wird, in Erwägung zu ziehen , ob nicht in Folge der Ver¬
einigung der Stadt Mühlburg mit Karlsruhe und der
damit erfolgenden Aenderung des Bestandes des 35 . und
36 . Wahlbezirks im Wege der Gesetzgebung eine weitere
Aenderung der davon berührten Wahldistrikts - Eintheilung
angezeigt erscheine.

Abg . Fieser : Er müsse dem Abg . Frech gegenüber be-
merken , daß in seinem Antrag kein Wort darüber stehe,
ob der jetzige Rumpf des Wahlbezirks Karlsruhe - Land
bestehen bleiben solle oder nicht . Sein Antrag beziehe sich
nur auf die prinzipielle Seite . Redner weist darauf hin ,
daß der Antrag von großer praktischer Bedeutung werden
könne , wenn etwa im folgenden Landtage die Wahl des
Vertreters von Karlsruhe-Land angefochten werden sollte,
weil die nach der Wahlordnung vom Jahre 1870 von der
Stadt Mühlburg aufzustellenden Wahlmänner an der,Wahl
sich nicht betheiligt hätten . Eine derartige Anfechtung sei

sehr wohl denkbar , ebenso wie es keineswegs ausgeschlossen
sei, daß jemand, wenn eine oder mehrere Gemeinden einem
anderen Amtsbezirke zugetheilt würden, auf den Gedanken
kommen könne , zu behaupten, daß diese Orte nun auch,was die Wahleintheilung betreffe, zu dem neuen Amtsbe¬
zirke gehörten.

Ministerialdirektor Geh. Rath Eisenlohr : Bei der
hohen Wichtigkeit der Frage für das Haus wolle er nocheinmal die Ansicht der Regierung auseinandersetzen und
die Resultate ziehen, welche die Diskussion ergeben hätten.Man sei darüber einverstanden, daß durch Verschiebung
der Grenzen der Bezirksämter an den Wahlbezirken nicht-
geändert werde. Die Regierung nehme dieses Recht auch
nicht in Anspruch . Weiter sei jedermann damit einver¬
standen , daß Aenderungen an einer Gemarkung auch auf
die Abgrenzung der Wahlbezirke von Einfluß sei . Nun
werde der Zweifel erhoben , er sei unbestimmt, wie es mit
dem Land-Wahlbezirke in Zukunft sich »erhalten solle. Die
Einwohner von Mühlburg , die fortan in Karlsruhe wahl¬
berechtigt seien , könnten aber unmöglich noch einmal mit
den Landorten wählen. Durch das Gesetz sei die Frage
so ip8o entschieden , der Land-Wahlbezirk bleibe bestehenwie bisher, nur Mühlburg , das nicht mehr als Gemeinde
existire, zähle nicht mehr dazu . Es sei nicht nöthig , alle
Aenderungen , die ein Gesetz nach sich ziehe , aufzuzeichnen
und in Paragraphen zu fassen. Eine ganz andere Frage
sei es allerdings , ob durch die Vereinigung der beiden
Städte eine derartige Verschiebung in den Verhältnissender betroffenen Wahlbezirke stattgefunden habe , daß eine
Aenderung der zur Zeit bestehenden Eintheilung erforder¬
lich erscheine. Die Regierung sei gerne dazu bereit, diese
Frage in Erwägung zu ziehen .

Damit wird die Diskussion geschlossen.
Abg . Kiefer : Er müsse den Ausführungen der Re¬

gierung gegenüber erklären, daß er immer noch an der
Nothwendigkeit eines Gesetzes festhalte , das die Wirkung,
welche die Vereinigung auf die Wahlbezirks-Eintheilung
auSübe , ordne. Redner hebt hervor, daß auch daraus kein
Gegengrund entnommen werden könne, daß die Gemeinde¬
behörden , welche zugleich die Behörden für die Wahl ab¬
gäben , nicht mehr existirten , da in größeren Städten meh¬
rere Wahlbezirke gebildet würden und — was er zwar
durchaus nicht wünsche — ein solch besonderer Wahldistrikt
auch für Mühlburg denbar sei . Er freue sich , daß die
Regierung seinem Eventualantrag zustimme ; das Produkt
dieser Prüfung werde, wie er hoffe , eine kurze Gesetzvor¬
lage sein, welche geeignet sei, die vorhandenen Zweifel und
Lücken zu beseitigen .

Der Gesetzentwurf im Ganzen wurde hierauf , wie schon
mitgetheilt, einstimmig angenommen.

Der Antrag Fieser , für den sich 23 Stimmen erklär¬
ten , wurde abgelehnt, der Antrag Kiefer mit erheblicher
Majorität angenommen .
Laudwirthschaftliche Besprechungenund Versammlungen.

Kandern . Sonntag den 8 . d . M . zu Wollbach Besprechung
über Wcidenkultur und richtige Anwendung von Kraftfutter -
Mitteln .

Breiten . Sonntag den 6 . d . M . . Nachm. 3 Uhr, im Gast¬
haus zum Ochsen in Neibsheim Besprechung. Herr Medizinal -
rath vr . Lydtin von Karlsruhe hat den einleitenden Vortrag
über Rindviehzucht und Haltung zu übernehmen zugesagt. Am
gleichen Tage findet die Auszahlung der in Flehingen zuerkanu-
ten Prämien statt.

Ep Pin gen . Sonntag den 6 . d. M . , Nachm. 2 Uhr . Be¬
sprechung im Schwanen zu Elsenz. Tagesordnung : 1) Verthei-
lung der Staalspreise für Rindvieh durch Herrn Oberamtmann
DeitigSmann , 2) Vortrag de - Herrn Land« . - Lehrers Wunderlich
über Aufzucht und Pflege der Zuchtthiere, 3) Vortrag deS Herrn
Bezirks- ThierarzteS Bechtold über Impfung der Schweine.

N e ck arb is ch o f s b eim . Sonntag den 6. d . M - , Nachm.
V-3 Uhr , in Bargen Besprechung , wobei Herr Nerlinger , Vor¬
stand der Großh . Obstbauschule zu Karlsruhe , den einleitenden
Bortrag übernehmen wird.

Tauberbischofsheim . Sonntag den 6 . M . , Nachm-
2 ' /, Uhr. im Gasthaus zum Ochsen in Werbach Besprechung,
welche durch einen Vortrag des Herrn Lsudw - Inspektors Martin
dahier über Wiesenhehandlung und Wieseowäfferuug eingeleitet
werden wird .

Handel und Verkehr .
Handelsberichte.

Berloosung . Kassel , 1 . Dez . Serienziehung der Kurh .
40 - Thalerloose : 3216 37 5397 4752 15 6102 3595 5377 5339
2876 2664 1239 1593 4658 5021 3703 5978 1913 3232 5082
4493 5675 4387 4663 6110 2234 5865 4012 4166 2155 4448 4272
6522 1478 4926 6478 1409 549 4867 6036 2172 6715 5062 4225
1458 5784 1177 4285 6449 554 2001 3799 1566 3383 5427 4637
1606 633 931 2178 714 9 5 1053 83 569 5158 5237 1050 5668
221 2321 4869 3412 1901 3796 4866 1127 75 4309 1197 2748
1424 4085 6045 6082 2973 955 871 2775 2352 5219 2459 289
1778 3420 961 1387 1687 476 3077 614 867 4847 335 2519
2076 5101 2308 3034 5858 6702 1978 2631 3873 5515 6032 5093
2109 1015 .

Hamburg , 1 . Dez. Ziehung der Köln - Minde -
Ner Loose . Serien : 43 285 510 595 865 869 1087 1291
1335 1371 1436 1493 1547 1617 1669 1689 1799 1922 1962

2056 2322 2323 2395 2611 2642 2737 2760 3011 3550 3671
3775 3844 3846 3989 3999.

Wien , 1 . Dez . Ziehung der österr . 100 fl . - Loose
von 1864 . Der Haupttreffer fiel auf Serie 95 Nr . 40, 20 .000 fl.
auf Serie 95 Nc . 15, 10,000 fl . auf Serie 1410 Nr . 92. je 5000 fl.
auf Serie 2384 Nr . 54 und Serie 3040 Nr . 73 ' Von Serien
wurden noch gezogen : 9 53 301 588 763 1287 1344 1421 1513
1550 1865 2466 2658 2822 2955 3302 3503 3505 3744 3786 3827 .

Köln . 1 . Dez . Weizen loeo hiesiger 16.50 . looo fremder
17. - . per März 16 .50, per Mai 16 .80 . Roggen 1o«o hiesiger
15.— . per Mär , 13.50, per Mai 13 60 . Rüdöl looo mit Faß
24 .50 , per Mai 25 . 10. Hafer looo hrefiger 14 .- .

Bremen . 1 . Dez . Petroleum - Markt . (Schlußbericht.) Stan¬
dard white , looo 7.20 . Schwach. Amerik . Schweineschmalz Wilcox
nicht verzollt 33 ' /, .

Antwerpen , 1 . Dez . Petroleum -Markt . (Schlußbericht.)
Raffinates Type weiß . disp . 18"/, . Weichend .

per Jan . -April 60 .20, per März -Juni 61 .50 . Still . — SvirituS per Dez. 47 . 70, Per Mai -Aug. 49 70. Behauptet . — Zucker
weißer , disp . Nr . 3 . per Dez . 46 .20 , per März - Juni 47 .71
Fest . — Mehl . 12 Marken » ver Dez . 47 .20 , per Jar47 .60, der Jan . -April 48 20, ver März - Juni 49 .20 . Still . -
Weizen per Dez . 21 .20, ver Jan . 21 .50, per Jan . -April 21 .91
per März - Juni 22 .70. Still . — Roggen per Dez. 13 .71
per Jan . 14.—, per Jan . - April 14 .40, per März -Juni 14.71Still . — Talg . diSpomdel61. - . — Wetter : bedeckt .

New - Aork , 30 . Nov . (Schlußkurse.) Petroleum in New
York 8 ' /„ dto . in Philadelphia 7 ' /, . Mehl 3.65, Rother Winter
weizen 0.93 '/, » Mais ( old mixed) 64 '/, , Havanna - Zucker 5.20
Kaffe . Rio good fair 7.95 , Schmalz (Wilcor) 6 . 75 , Speck 5?/«Getreidefrscht nach Liverpool 2 ' /- .

Baumwoll -Zufuhr 69,000 B . , Ausfuhr nach Großbritanuie
31,000 B . . dto . nach dem Kontinent 15,000 B .

Fcstt hi-duitionSvcrhüllm ^ : 1 L^lr . » Äml ., 7 SuU>«n füdd. und „»ll»m>. ^Lv ^ riS » , » v4 »» V « „ vis vorn . 1 Der 1885 . 1 Lira - 80 P!g-, I W>. -- A, «Mil Dollar --- t «mk. 2» Psj,.. l Slwer" '
— I« Rmk., i Suldcn L. W. — r Rmk. , I Franc --- so Pfg . jifrlHItsttklkk SblTksk Vvtir u.. 4.000 » rubel — S Ami. lio Pf,.. I Rark Banlo — I Amt.

GtaatSpapiere.
Bade» 3 ' /, Obligat , fl. 99V,

, 4 . fl. 101 ' /,
. 4 . M . 103V»

Bayern 4 Obligat . M . 103" V«
Deutsch !. 4ReichSaul .M . 104^ e
Preußen 4' /, °/-> Eons. M . —

. 4°/° EonsolS M . 103V-
Wtdg .4V,Obl . v .78,?9M . 105V,

. 4 Obl . v . 75/82 M . 1i >4"/,
Oesterreich4 Goldrente fl. k8 "/i«

. 4V» Silberr . st. 66 ' "/, ,
» 4V , Papierr . st. 66 V,
, 5Papierr .v .1881 —

Ungarn 4 Goldrente fl. 78 ' /,
Italien 5 Reute Fr . 95 ' /, ,
5"/» Rumänische Rente 92
Rumänien 6 Oblig . M . 103"/,
Rußland 5 Obl . v . 1862 —

. 5Obl . v . 1877M . —
» kH. Orientanl . PR . 59V,
. 4 Touf . v . 1880 R . 81 "/, -

Serbien 5 noldrente 76"/«

Schweb. 4 in Mt . 100°/,
Span . 4 AuSländ. Rente 52
Schw . 4'/, Bern v . 1877 F . -

. 4°/, Bern 1880 F . 102' /
Egyptca 4 Unis . Obligat . 65"/z

Bank -Aktien .
4 ' /zDeutscheR. - BankM . 134 '/,
4 Badische Bank Thlr . 116 '/,
5 BaSler BankvereinFr . 153
4 Darmstädter Bank fl . 133 '/,
4 DiSc.-Kommand. Thlr . 198
5 Frankf.BankvereinThlr. 77"/,
5 Oest. Kreditanstalt fl . —
4 Rhein. KreditbankThlr . 113' /,
5D . Effekt -u . Wechsel-Bk .

40°/, einbezahlt Thlr. 121'/,
Eisendahn-Aktie «.

4 Heidelberg -SpeyerThlr . 41 '/,
4 Heff-Ludw .-Bahn Thlr . 98 '/,
4Meckl.Friedr .-FranzM . 195
4 ' /, Pfäl » . Maxbahn fl. 133' /,
4 Pfälz . Nocdbahn fl. 101"/,,
ElisabethPr . - Akt. fl . 194 j

Elis .11 .Em .Lmz - B .Sdr .fl. —
4 Gotthardbahn Fr . 111
5Böbm . W-st-Baha fl . 223 ' /.
5 Gal . Karl -Ludw .-B . fl. —
5 Oest .Franz - St .-Bahnfl . —
5 Oest . Süd -Lombard fl . 107 "/,
5 Oest . Nsrdwest fl . 135 ' /,
5 . . Int . 8 . fl . 129V»
5 Rudolf ft . —

Eisenbahn- Prioritäten .
4 Elisabeth steuerfrei fl. 99"/,
5 Mähr . Grenz -Bahu fl . 69
5 Oest . Nordwest- Gold -

Obl . M - 106 ' /,
5 Oest . Nord « , lut. L . st. 83 °/,
5 Oest . Nordw . Int . 8 . fl. 82 "/,
4 Vorarlberger fl. 74
3 Raab -Oedenb-Ebenf . Gold

steuerfrei M . 67 ' /,
t Rudolf (« alzkgut ) i. Gold

steuerfrei 97 ° , ,
6 Buffalo N .-N - L Phil .

Eons. Bonds 45

6SouthernPaclfic of C .1-N. 102
5 Gotthard IV Ser . Fr . >06
4 » » 100 "/, ,
4 Schwei» . Eeutral 101 ' /,
5 Süd - Lomb . Prior , fl. 104
3 Süd -Lomb . Prior . Fr . 62 "/,
5 Oest . StaatSb . -Prior .ft . 106 '/,
3 dto . l - vm 8 . Fr . 80 " /.,
3 Lir»or.1nt . 6 , Diu . v2Fr . 63°/. ,
5 ToScan . Central Fr . 10 t ' /. ,
5Westfic.Eisb.1880stfr .Fr . 102 ' /,

Pfandbriefe .
4 Rh . Syp.-Bk .-Pfdbr. 100"/,
5 Preuß .Eent . - Bod .-Ered .

verl. ä 110 M . 115 ' /,
4 dto . 4 100 M . 100' ,
4V,Oest .B .. Erd .-« ust . fl . 101" /. ,
5 Ruff . Bod .-Tred . S .R . 91V,
4V« Süd -Bod .-Er -Pfdb . 101" /. ,

Verzinsliche Loose .
3V, Tölu - Miad .Thlr . 100 —
4 Bayrische , IM 132 ' /. ,
4 Badische . IM 130 -"/.,

4Mem .PrPfdd .Thlr . 1M —
3 Oldenburger Thlr . 40 125 ' /,
4Oesterr . v . 1854fl. 250 110V,
5 . V. 1360 , 500 116' /,
4Raab -GrazerThlr . IM 95
UnverzinslicheLoosepr .StÜck .
Badische fl . 35 - Loose —
Braunschw.TH!r .20°Loose 93 80
Oest. fl .lM -Loosev - 1364 — .—
Oesterr.Kreditloosefl.1M
vo» 1858 305 .—

Ungar.StaatSloosefl .100 220 .40
Allsbacher fl . 7-Loofe 28 60
Augsburger fl . 7-Loose 26 40
Freiburger Fr .15-Loose —
Mailänder Fr . lO-Loose 15 . —
Reiningerfl .7° Loose 23 .40
Schwed. Thlr .10-Loose —

Wechsel « nd Lorten .
Paris kurz Fr . IM 80 .70
Wie» kurz fl. IM 161 .90
Amsterdam kurz fl.1M 163 .85
London kur» 1 Pf . St . 20 .33

Dollars in Gold 4 .16—IS
26 Fr . - St - 16 . 13—17
SovrergnS 20.26—30
Obligationen «nd Industrie .

Aktien .
4 Karlsruher Obl . v .187» 101 ' /,4 Mannheimer Obl . 101 °/ .
4 Freiburg . —
4 Koustanzer , —
Ettlinger Spinnerei o .ZS . 145'/.
KarlSruh .Maschineuf.dto . —
Bad . Zuckers . , ohne ZS . 92 ' /,3°/oDeutsch .Phöa .2üV„E, . 180 '/,
4Rb . SyPoth .-Bank50 °,̂

bez. Thl . 116 ' /,5 WesteregeluAlkali 126 ' /,
5 Hyp . Obl . d . Dortmund .

Union —
5 Hyp. Anl . der Oest . Alpin

Moatgs —
ReichsbaukDiScont 4"/,Franks. Bank . DiScost 4°/»Tendenz : — .
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